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REGION
BASEL-STADT, BASELLAND, SCHWARZBUBENLAND

INSERAT

Der Bundesrat duscht die Nordwest-
schweiz kalt: Nein, er wolle nicht
darüber berichten, wie er das im letz-
ten Dezember beschlossene Bundes-
gesetz über Förderung der Forschung
und der Innovation (FIFG) in Bezug
auf Innovationsparks umsetzen will.
Diese Aufgabe habe er der Konferenz
Kantonaler Volkswirtschaftsdirekto-
ren (VDK) übertragen, schreibt er in
der Antwort auf das Postulat von Na-
tionalrat Thomas de Courten (SVP).

Dieses Postulat haben quer durch
alle Parteien sämtliche Nationalrätin-
nen und -räte beider Basel – ausser
Maya Graf (Grüne), die sich als Rats-
präsidentin enthalten muss – unter-
schrieben, denn es geht um ein ge-
meinsames Anliegen der Wirtschaft
und der Kantonsregierungen beider
Basel: den Schweizer Innovations-
park Region Nordwestschweiz.

Region Basel möchte Hubstandort
«Der Bundesrat schiebt die Verant-

wortung vor sich her. In der Zwi-
schenzeit schlägt die VDK Pflöcke ein
und schafft vollendete Tatsachen»,
kommentiert de Courten die «unbe-
friedigende Antwort».

Dahinter steht die Sorge, im Tau-
ziehen um die Innovationspark-
Standorte könnte die Region Basel
den Kürzeren ziehen: Die VDK hat
nämlich beschlossen, der Schweizeri-
sche Innovationspark solle aus Hub-
und Netzwerkstandorten bestehen.
Dabei müssten die Hubs im Umfeld
der ETH entstehen, also in Zürich
und Lausanne. Dies sei beschlossen
worden, «ohne darzulegen, ob dies
erfolgversprechend ist und ob als
entscheidendes Kriterium nicht viel-
mehr die Qualität und internationale
Exzellenz herangezogen werden
müsste», argumentieren die Parla-
mentarier beider Basel in de Cour-
tens Vorstoss. «Die Region Basel bei-
spielsweise erfüllt als eigentliches In-
novationszentrum der Schweiz alle
Kriterien eines Hubstandortes.»

Parlament ausgeschaltet
Insbesondere stört sich de Cour-

ten daran, dass der Bundesrat
schreibt, er werde auf der Basis des
VDK-Konzepts dem Parlament eine
«Finanzierungsbotschaft» vorlegen.
Damit wäre das Parlament aus der in-
haltlichen Arbeit ausgeschlossen – je-
nes Parlament, in dem die Nordwest-

schweiz bisher mit Erfolg lobbyiert
hat: Unter tatkräftiger Mithilfe der
beiden Mitglieder der Wissen-
schafts-, Bildungs-und Kulturkom-
mission Elisabeth Schneider-Schnei-
ter (CVP) und Maya Graf (Grüne) ist es
den beiden Basel gelungen, im Ge-
setz zu verankern, dass der Innovati-
onspark Schweiz nicht ausschliess-
lich – wie ursprünglich diskutiert –

auf dem stillgelegten Militärflugplatz
Dübendorf entstehen soll, sondern
auf mehrere Standorte verteilt wird.
Damit wurde es überhaupt möglich,
über Standorte zu diskutieren.

Bei Innovationen die Nummer 1
«Die Region Basel ist der Innovati-

onsstandort Nummer 1 in der
Schweiz», bekräftigt der Basler Volks-

wirtschaftsdirektor Christoph Brut-
schin den Anspruch auf einen Hub.
Als Mitglied des VDK-Vorstands hält
er aber den Ball flach: «Ob Hub oder
nicht Hub ist weniger entscheidend
als die Frage, was vor Ort geschieht»,
pflichtet er seinem Berner Amtskol-
legen Andreas Rickenbacher (siehe
«Reaktionen» rechts) bei. Die Haltung
des Bundesrats sei kein Grund, sich
ins Schneckenhaus zurückzuziehen.
Im Gegenteil: «Erste informelle Ge-
spräche mit der ETH Zürich zu die-
sem Thema haben bereits stattgefun-
den.»

Auch de Courten als Baselbieter
Wirtschaftsförderer geht es «nicht
ums Prestige des Namensschilds».
Vielmehr wehre sich die Region ge-
gen eine «hierarchische Festlegung»,
dass in Zürich oder Lausanne be-
schlossen werde, was in Basel zu ent-
wickeln sei. «Die thematische Aus-
richtung des Innovationsparks Nord-
westschweiz muss von der Industrie,
aber auch von den beteiligten Uni-
versitäten, Fachhochschulen und den
Kantonen gesteuert werden.»

Innovationspark Alle Nationalräte beider Basel wollten wissen, wie’s weitergeht. «Nicht mein Geschäft», sagt der Bundesrat
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Bundesrat will sich die Finger nicht verbrennen

Mit Forschung in Biosensorik, Biomaterialien und Bioinformatik will die Region Basel glänzen. ISTOCK

Entscheidet die VDK
alleine, wie das Bun-
desgesetz bezüglich
Innovationsparks um-
gesetzt wird, «geht

alles nach Zürich

oder Lausanne», be-
fürchtet die Baselbieter Nationalrä-
tin Maya Graf. So habe der Vize-
präsident der VDK, der Berner
Volkswirtschaftsdirektor Rickenba-
cher, sich vehement gegen einen
Hub Nordwestschweiz gewehrt.

«Ich habe mich nicht

gegen die Nord-

westschweiz ausge-

sprochen», stellt An-

dreas Rickenbacher
klar. Vielmehr hätten
die Basler in der

VDK-Sitzung im Juni gefordert,
dass auch in Basel ein Hub entste-
he. «Da habe ich mich hinter die
vom VDK-Vorstand beschlossene
Lösung mit zwei Hubs gestellt und
gesagt, dass bei einem allfälligen

dritten Hub auch andere Kanto-

ne, darunter Bern, Ansprüche an-

melden könnten. Entscheidend ist
letztlich, dass in einem Netzwerk
jeder Standort seine Qualität in

den Vordergrund rückt.»

Jean-Michel Cina,

Walliser Volkswirt-
schaftsdirektor und
VDK-Präsident, er-
klärt: «Aus dem For-
schungs- und Innova-
tionsförderungsgese-

tz – die rechtliche Basis für den
Innovationspark –, geht hervor,
dass den beiden ETH eine tragen-

de Rolle zugestanden werden soll-
te. Deshalb wurden sie als Hub-
standorte für einen Nationalen
Innovationspark bestimmt.» Nun
würden die Kriterien für die Aus-
schreibung der Netzwerkstandorte
festgelegt. «Der Innovationspark

soll nicht ein Jekami regionalpo-

litischer Befindlichkeiten werden,

sondern jeder Standort soll einen
spezifischen Beitrag zur Exzellenz
des Ganzen leisten. Die Region

Basel hat unbestrittenermassen

grosses Potenzial, um inskünftig

Teil des Innovationsnetzwerks zu

werden.» (DH)

Reaktionen

Ein Innovationspark ist
ein Campus, auf dem

verschiedene Firmen

sowie Hochschulen und

private Forschungsinsti-

tute gemeinsam markt-

fähige Produkte von

morgen und die Techno-
logien von übermorgen
entwickeln. Die Regie-

rungen Baselland und

Basel-Stadt und die

Handelskammer beider

Basel haben den Verein
«Schweizer Innovations-
park Nordwestschweiz»
gegründet. Präsident ist
alt Ständerat René Rhi-
now. Dieser Verein legte
im Juni das Konzept
«BEST» vor (bz berichte-
te). Schwerpunkt des In-
novationsparks Nord-
westschweiz soll die For-

schung in den Berei-

chen Biosensorik, Bio-

materialien und Bioin-

formatik bilden.
Als mögliche Standorte
wurden die Areale Bach-

graben (Allschwil), Poly-

feld (Muttenz), Salina

Raurica (Pratteln),
EBM/ABB ( Münchens-
tein/Arlesheim) sowie die
Basler Standorte Rosen-

tal, Klybeck und Volta

Nord/Lysbüchel ge-
nannt. (DH)

■ KONZEPT: EIN CAMPUS FÜR DIE ZUKUNFT

Verdächtig 16-jähriger

Kongolese verhaftet

Ein 16-jähriger Kongolese, der in Zü-
rich eines Tötungsversuchs verdächtigt
wird, ist in Basel beim Versuch, nach
Frankreich auszureisen, verhaftet wor-
den. Der in Frankreich wohnhafte Min-
derjährige ist der Zürcher Jugendan-
waltschaft übergeben worden. Schwei-
zer Grenzwächter erkannten ihn am
Samstagmittag im Bahnhof SNCF in
Basel aufgrund einer Fahndung der
Zürcher Polizei, wie die Grenzwache
gestern mitteilte. Die Tat sei am Sams-
tag zwischen 10.30 und 12 Uhr in der
Stadt Zürich begangen worden. (SDA)

Riehen Einheitliche

Mittagspausen an Schulen
Mit einem politischen Vorstoss hat ei-
ne grosse Zahl von Mitgliedern des

Einwohnerrats Riehen die unbefriedi-
gende Situation angesprochen, dass
die Mittagspausen der verschiedenen
Schulstufen in Riehen nicht aufeinan-
der abgestimmt seien. Der Gemeinde-
rat sagt zu, dass mit dem Lehrplan 21
diese Situation behoben wird. (BZ)

Übermüdete Ärzte KSBL kann

Arbeitspläne kontrollieren
In einer Interpellation forderte SVP-
Landrat Franz Hartmann die Überprü-
fung der Arbeitszeiten von Ärzten. Der
Regierungsrat antwortet, dass seit dem
1. Januar 2012 das KIGA Baselland die
Arbeitszeiten kontrollieren kann. Im
KSBL werden die Dienstpläne auf Ar-
beitsgesetzkonformität überprüft. Im
Rahmen eines Projekts sei das KSBL
seit April 2013 daran, die Arbeitsge-
setzkonformität der Dienstpläne zu
überprüfen. Ziel: zulässige Arbeitszeit-
planung und die Einhaltung des Geset-
zes in der Praxis. Die Umsetzung soll
per 1. Januar 2014 erfolgen. (BZ)

Nachrichten

Lockerung Im Baselbiet sollen nicht
mehr alle Velounterstände eine Baube-
willigung benötigen: Die Regierung
will kleine bis 6 Quadratmeter Fläche
und 1,5 Meter Höhe ganz von dieser
Pflicht befreien. Über mittelgrosse sol-
len weiter die Gemeinden entscheiden
und über grosse der Kanton. Die Regie-
rung stellt in ihrer gestern publizier-
ten Antwort auf ein EVP-Postulat von
2010 in Aussicht, ihre Verordnung
zum Raumplanungs- und Baugesetz zu
lockern. Sobald die revidierte Verord-
nung rechtskräftig ist, braucht es also
im Baselbiet keine Baubewilligung
mehr, wenn ein Velounterstand nicht
grösser als sechs Quadratmeter und
nicht höher als 1,5 Meter ist – Grenzab-
stände seien dennoch einzuhalten.

Bis 12 Quadratmeter Fläche und
2,5 Meter Höhe bleiben auch künftig

die Gemeinden Bewilligungsinstanz,
darüber der Kanton. Ein gänzlicher
Verzicht auf Baubewilligungen für Ve-
lounterstände bis 12 Quadratmeter
würde beachtliche Vollzugsschwierig-
keiten bringen, hiess es dazu.

Der Vorschlag soll noch in eine Ver-
nehmlassung gehen. Die Vorlage der
Baselbieter Regierung zum Postulat be-
antragt erst dessen Abschreibung. Im
Nachbarkanton Basel-Stadt seien Ve-
lounterstände bis 10 Quadratmeter
Fläche und 2 Meter Höhe bewilligungs-
frei. Doch auch mehrere Baselbieter
Gemeinden hätten inzwischen schon
liberalere Praxen entwickelt, die ge-
setzlich nicht abgestützt sind. Pro Velo
beider Basel begrüsst den Entscheid,
bedauert jedoch, dass Baselland sich
nicht gänzlich den Vorlagen des Stadt-
Kantons anpasst. (SDA/JAM))

Nicht mehr alle Velounterstände
brauchen eine Baubewilligung
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